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Sachgebiet 85 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/4888 — 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 5. März 1993 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschiand und der Republik Chile 
über Rentenversicherung 


A. Problem 

Durch das Abkommen soll im Bereich der Rentenversicherung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Chile der soziale 
Schutz der beiderseitigen Staatsangehörigen sichergestellt und 
koordiniert werden für den Fall, daß sie sich im anderen Staat 
aufhalten. 


B. Lösung 

Das Vertragswerk beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
imd begründet Rechte und Pflichten von Einwohnern beider 
Staaten in bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über 
die Rentenversicherung. Es enthält die Grundsätze der Gleichbe- 
handlung der beiderseitigen Staatsangehörigen und der imeinge- 
schränkten Leistungserbringung bei Aufenthalt der Betroffenen im 
jeweils anderen Vertragsstaat. Ferner ist vorgesehen, daß in der 
deutschen imd chilenischen Rentenversicherung zurückgelegte 
Versicherungszeiten zusammenzurechnen sind, soweit dies für die 
Erfüllung des Leistungsanspruchs erforderlich ist. Mit dem vorlie- 
genden Entwurf des Vertragsgesetzes soll das Abkommen die nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erforderliche Zustim- 
mung erhalten. 

Annahme des Gesetzentwurfs mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Abwesenheit der 
Mitglieder der Gruppe der PDS/Linke Liste und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
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C. AHemativen 

Keine 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für den Bund 
ergeben sich nicht nennenswerte finanzielle Auswirkungen im 
Hinblick auf den Bundeszuschuß zur knappschaftlichen Renten- 
versicherung. Preisliche Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/4888 — unverändert anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1993 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Günther Heyenn 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Günther Heyenn 


I. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung — Druck- 
sache 12/4888 — wurde in der 158. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 13. Mai 1993 dem Aus- 
schuß für Arbeit xmd Sozialordmmg zur federführen- 
den Beratung überwiesen. Der Bimdesrat hatte in 
seiner 656. Sitzimg am 7. Mai 1993 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Gnmdgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Gesetzentwurf in seiner 73. Sitzimg am 28. Mai 1993 
beraten und mit den Stimmen der Mitgheder der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. beschlos- 
sen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 


II. 

Das Vertragswerk, das auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit beruht, begründet Rechte und Pflichten von 
Staatsangehörigen beider Staaten in bezug auf die 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Renten- 
versicherung. Das Abkommen sieht die Gleichbe- 
handlung der beiderseitigen Staatsangehörigen vor. 
Versicherungszeiten, die in der deutschen und chile- 
nischen Rentenversicherung zurückgelegt sind, wer- 
den für die Erfüllung des Leistungsanspruchs zusam- 
mengerechnet. Ferner richtet sich die Versicherungs- 
pflicht gemäß diesem Abkommen grundsätzlich nach 
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet die Beschäftigung ausgeübt wird (Ter- 
ritorialprinzip). Vorgesehen ist des weiteren der 
Grundsatz, daß Leistungen auch erbracht werden, 
wenn sich die leistungsberechtigte Person im anderen 


Vertragsstaat gewöhnlich aufhält. Das Abkommen 
enthält zudem die uneingeschränkte Gleichbehand- 
lung im Leistungsrecht bei Staatsangehörigen der 
Vertragsstaaten auch bei Aufenthalt in einem dritten 
Staat. Abgesehen von innerstaatlichen deutschen 
Sondervorschriften haben allerdings chilenische 
Staatsangehörige bei gewöhnlichem Aufenthalt au- 
ßerhalb der Bundesrepubhk Deutschland kein Recht 
zur freiwilligen Versicherung in der deutschen Ren- 
tenversichenmg. Für diese Personen besteht damit die 
Möglichkeit, eine Erstattung ihrer deutschen Renten- 
versichenmgsbeiträge in Anspruch zu nehmen. 


III. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung sieht 
keine Bedenken, dem Abkommen über Rentenversi- 
cherung zwischen der Bundesrepubhk Deutschland 
und der Republik Chüe zxizustimmen, zumal es 
grundsätzhch den nüt anderen Staaten geschlossenen 
vergleichbaren Abkommen folgt, die sich im wesent- 
hchen bewährt haben. Insbesondere begrüßt der Aus- 
schuß, daß mit dem Abkommen der soziale Schutz der 
beiderseitigen Staatsangehörigen für jene Fälle 
sichergestellt wird, in denen sie sich im anderen 
Vertragsstaat aufhalten. Die Vertreter der Fraktion 
der CDU/CSU im Ausschuß betonten, daß das 
Abkommen die RechtssteUung des früheren Staats- 
imd Parteichefs der ehemahgen DDR, Erich Honek- 
ker, nicht verändern werde. Die Vertreter der Fraktion 
der SPD begründeten ihre Zustinummg zu dem 
Gesetzentwurf damit, daß durch ihn auf die bewährte 
Praxis bilateraler Rentenabkommen ziirückgegriffen 
werde. 


Bonn, den 9. Juni 1993 


Günther Heyenn 

Berichterstatter 
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